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§. 23 .

III . Von den gemeindebuͤrgerlichen Rechten .

Von dem Landtage von 1831 , der ſich wiederholt
und beſtimmt dahin ausſprach , daß er die liberalen

Prinzipien adoptire , hätte man billig erwarten ſollen ,

daß er bei der hohen Regierung darauf antragen werde ,

die wenigen noch beſtehenden rechtlichen Unterſchiede

zwiſchen Chriſten und Iſraeliten aufzuheben . Dieſes

geſchah aber nicht , ſondern man kam nach einigen leb —

haften Debatten nur zudem im Eingang diefer Shrift

erwähnten Beſchluſſe , wonach der beſtehende Rechts —

zuſtand der Iſraeliten weder zu deren Vortheil noch

zu deren Nachtheil ſollte abgeändert werden . Noch

lebhafter wurde die Diskuſſion , als bei der Berathung
des Geſezes über die Rechte der Gemeindebürger und

über Bürgerannahme , einige Mitglieder es verſuchten ,

fogar die den Iſraeliten ſchon zuſtehenden Rechte zu

ſchmälern , welchem Anſinnen ſich aber unſere Regie⸗
rung entſchieden widerſezte .

Man vereinigte ſich denn am Ende in der Art ,

daß man in das eben genannte Geſez eine Beſtimmung ,

ähnlich dem ſchon früher gefaßten und im Eingang die —

ſer Schrift erwähnten Beſchluſſe aufnahm .

F. 54 . dieſes Geſezes lautet nemlich :

„ In Bezug auf die bürgerlichen Rechte der Iſrae —

„ liten findet weder das gegenwärtige noch das

„ Geſez über Verfaſſung der Gemeinden eine An —

„ wendung . Es bleiben daher die beſtehenden Ge —

„ſeze hinſichtlich ihres Rechts —A zu den

„ Gemeinden in Kraft . “



Die frühere Geſezgebung enthält aber , wie dieſes
oben in den § H. 8 —13 . weitläufig ausgeführt iſt , nur

zweierlei Beſchränkungen , und welche ſich beide nur

auf die Annahme der Iſraeliten zu Gemeinde - oder

Schuzbürgern beziehen . Keineswegs aber ſind die Iſrae —
liten bei Ausübung des einmal erlangten Gemeinde —

oder Schuz - Bürgerrechts beſchränkt , und namentlich ha —
ben ſie gerade ſo wie die chriſtlichen Gemeindebürger
Wählbarkeit zu allen Gemeindeämtern . Die auf dem

Landtage von 1831 berathene Gemeinde - Ordnung er⸗

kennt dieſes auch in einer Beziehung an , indem das

Ate Kapitel dieſes Geſezes , welches von dem Bürger —
Ausſchuß handelt , in §. 30 . folgende Beſtimmung ent⸗

hält :
„ Wählbar iſt unter der ſo eben gedachten Aus⸗

„ dehnung jeder Gemeindebürger ohne Rückſicht
„ auf Religion . ”

Mehr Bedenklichkeiten hegte man , die Wählbar —
keit der Iſraeliten in den Gemeinderath und zu der

Stelle eines Bürgermeiſters unbedingt auszuſprechen .
Es erhielt daher § . 13 . , der von der Wählbarkeit zu

dieſen Stellen handelt , folgende Faſſung :
„ Wählbar ſind alle Gemeindebürger chriſtlicher
„ Religion . “

Allein die te Kammer nahm dieſen Paragra —
phen nur mit dem Vorbehalte an , daß man ſich durch
dieſen Beſchluß in Beziehung auf künftige Beſtimmun —

gen über die Iſraeliten nichts vergeben wolle . ( Siehe
die Landtagsblätter No . 67 . S . 390 , ſ. auch die Pro —
tokolle der Verhandlungen der ten Kammer tes Heft
S . 138. ) Dieſer Vorbehalt ſchien aber gleichwohl der



erſten Kammer nicht zu genügen . Sie ſchlug daher fol —

gende Faſſung dieſes Paragraphen vor :

„ Wählbar ſind alle Gemeindebürger chriſtlicher .

„ Religion . Auch diejenigen iſraelitiſchen Gemein —

„ debürger ſind zu Gemeinderäthen wählbar , wel —

„ chen durch Gemeinde - Beſchluß das Recht der

„ Wählbarkeit beſonders ertheilt worden iſt . “

( Siehe die Landtagsblätter No . 159 S . 924 . )

Dieſen Zuſaz verwarf aber nachmals die Lte Kam -

mer , indem ſie ſich auf den unterdeſſen von beiden

Kammern angenommenen F. 54 . des Geſezes über Bür⸗

gerannahme berief , dem gemäß die Rechte der Iſraeliten

einſtweilen noch unverändert bleiben ſollen . Es wurde

alſo §. 13 . in ſeiner erſten Faſſung wieder hergeſtellt ,
und lautet demnach wie oben :

„ Wählbar zu der Stelle eines Bürgermeiſters oder

„ Gemeinderathes ſind alle Gemeindebürger chriſt —

„licher Religion . “
Dieſes zur Geſchichte der Entſtehung dieſes Pa —

ragraphen.
8

§. 24 .

Jezt bleibt uns aber noch die weit ſchwierigere

Aufgabe der Auslegung dieſes Paragraphen übrig . Denn

die zweideutige Faſſung deſſelben erlaubt dem Vorur —⸗

theil , auch hierin wieder eine Ausſchließung der Iſrae —

liten von ben genannten Gemeindeämtern zu finden .

Allein gerade dazu dient die oben angedeutete Geſchichte

der Entſtehung dieſes Paragraphen , um zeigen zu kön —

nen , daß darin keineswegs eine ſolche Ausſchließung

enthalten iſt . Denn , wie geſagt , §. 13 . wurde nur

mit dem Vorbehalt angenommen , daß man ſich durch



dieſen Beſchluß in Beziehung auf künftige Beſtimmun⸗

gen über die Iſraeliten nichts vergeben wolle . Was

ſoll aber dieſer Vorbehalt ? Meiner Meinung nach ſoll
er ausdrücken , daß man durch die Worte : „ Wählbar
ſind chriſtliche Gemeindebürger “ nicht ausdrücken

wollte : „ Die iſraelitiſchen Gemeindebürger ſind nicht
wählbar, “ ſondern man wollte ſich in Bezug auf diefe
Leztern eine nähere Beſtimmung noch vorbehalten . Dieſe
vorbehaltene nähere Beſtimmung erfolgte aber in der

Gemeinde - Ordnung nicht mehr , ſondern in dem §. 54 .

des Geſezes über Bürgerannahme . Indem nun dieſer
§. 54 . beſtimmt , daß hinſichtlich des Rechts - Verhält⸗
niſſes der Iſraeliten zu den Gemeinden die beſtehenden
Geſeze in Kraft bleiben , dagegen weder die Gemeinde —

Ordnung noch das Geſez über Bürgerannahme eine

Anwendung auf die Iſraeliten finden ſolle , ſo wird

gleichwie die Anwendung des ganzen Geſezes , nicht
minder auch die Anwendung des F. 13 . dieſes Geſezes
auf die Rechts - Verhältniſſe der Iſraeliten ſuspendirt .
Es ſollen die beiden genannten Geſeze in keiner Hin —
ſicht , alſo weder direkt noch indirekt , als Norm der

Rechte der Iſraeliten gelten . Man kann daher auch
nicht folgerungsweiſe aus F. 13 . ſchließen , daß die

Ifraeliten von der Stelle eines Bürgermeiſters oder

Gemeinderaths ausgeſchloſſen ſind . — Sondern nur

allein aus den ältern Geſezen kann die Frage entſchie —
den werden , ob Ifraeliten zu ſolchen Stellen wählbar
find . Die ältern Geſeze geben aber den iſraelitiſchen
Gemeindebürgern gerade ſo wie den chriſtlichen alle ge⸗
meindebürgerlichen Rechte ; eine Ausnahme in Bezug
auf Die Wählbarkeit zu Gemeindeämtern findet ſich
nirgends . Die Wählbarkeit zu allen Gemeindeämtern



—— — 88

ſtand demnach den Iſraeliten ſchon vor 1815 zu . Die

Bundesakte hat ihnen dieſes Recht garantirt , und es

iſt ſchon um deswillen nicht anzunehmen , daß die neue

Gemeinde - Ordnung , welche ohnedies wegen der aus —

drücklichen Beſtimmung in §. 54 . des Geſezes über Bür⸗

gerannahme keine Anwendung auf Iſraeliten finden

ſoll , ihnen dieſes Recht habe entziehen wollen .

§. 25 .

Gleichwohl leiden die Iſraeliten dadurch , daß für

ſie die ältere Geſezgebung in Kraft bleibt , in Bezug

auf die Verhältniſſe der übrigen Staatsbürger zu den

Gemeinden aber eine weſentliche Veränderung erfährt ,

einen nicht unbedeutenden Nachtheil . Es wird nemlich

durch die beiden genannten Geſeze der Unterſchied zwi⸗

ſchen Gemeinde - und Schuzbürgern in der Art aufge⸗

hoben , daß es von dem Tage an , da jene Geſeze in

Kraft treten , nur noch Gemeindebürger geben ſoll . Da

aber dieſe Geſeze auf die Sfraeliten feine Anwendung

finden folen , fo wird es fernerhin neben den iſraeliti —

ſchen Gemeindebürgern auch noch iſraelitiſche Schuz⸗

Bürger geben . Somit hat der Landtag von 1831 , vor

deſſen liberalem Banner man jeden Unterſchied der Re⸗

ligionen ſchwinden zu ſehen hoffen mußte , einen neuen

Unterſchied geſchaffen . Es giebt noch iſraelitiſche Schuz —

Bürger , aber keine chriſtliche mehr .

F. 26 .

Wir haben nun in den vorhergehenden Paragra -

phen aug §. 54 . des Geſezes über die Rechte der Ge⸗

meindebürger folgende zwei Folgerungen gezogen :



1) F. 13 . der nenen Gemeinde - Ordnung lautend :

„ Wählbar ſind alle Gemeindebürger chriſtlicher

„ Religion “

ſchließt die Iſraeliten nicht von der Stelle eines Bür —

germeiſters oder Gemeinderaths aus , in ſo fern ſie nicht

durch die frühern Geſeze davon ausgeſchloſſen waren .

2) §. 2. der neuen Gemeinde - Ordnung lautend :

„ Die bisherige Eintheilung in Orts - und Shug -

„ Bürger iſt aufgehoben ; die dermaligen Orts —

„ und Schuzbürger bilden die Klaſſe der Gemeinde —

„ Bürger “

it auf die Ifraeliten nicht anwendbar , ſo daß diejeni —

gen Iſraeliten , welche bisher nur Schuzbürger waren ,

nicht ſchon kraft Geſezes Gemeindebürger werden ; wohl
aber auf andere Weiſe z. B . durch Einkauf Gemeinde⸗

Bürger werden können .

Beide Folgerungen beruhen auf denſelben Rechts —

Grundſäzen . Beide finden ihren Grund in §. 54 . Deg

Geſezes über die Rechte der Gemeindebürger , wonach

weder dieſes Geſez noch die neue Gemeinde - Ordnung ,

was die bürgerlichen Rechte der Ifraeliten betrifft ,

anwendbar ſeyn ſoll . Man kann daher nicht die eine

dieſer Folgerungen zugeben , ohne zugleich dadurch die

andere einzuräumen . Man kann nicht die eine ver⸗

werfen , ohne daß man damit zugleich die Verwerflich⸗
keit der andern behauptet . Wollte man aber den §. 54 .

des Geſezes über die Rechte der Gemeindebürger nur

in fo fern anwenden , als Daraus eine den Iſraeliten

nachtheilige Beſtimmung abgeleitet werden kann , und

demgemäß nur die zweite der genannten Folgerungen

annehmen , die erſte aber verwerfen , während ſie doch

auf denſelben Prämiſſen wie die zweite beruht , ſo
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würde man offenbar die Bahn des Geſezes verlaſſen ,
und der Willkühr erlauben , nach ihrem Belieben Ge —

ſeze auszulegen : ein Verfahren , welches nicht von ei —

ner conſtitutionellen Regierung , am wenigſten von der

unſrigen erwartet , und von Niemanden im Volke ge —

billigt werden kann . — Cs iſt übrigens leicht voraus⸗

zuſehen , daß man , falls ein Iſraelit zu der Stelle ci -

nes Bürgermeiſters oder Stadtraths gewählt werden

ſollte , über die Auslegung der Geſeze ſtreiten wird .

Wer entſcheidet dieſen Streit ? Vielleicht wird §. 152 .

der neuen Gemeinde - Ordnung lautend :

„ Gegen alle den Beſtimmungen dieſes Geſezes zu —

„ widerlaufende entſcheidende Verfügungen , und

„ alle Anordnungen in Gemeinde - Angelegenheiten

„ ſteht jedem Betheiligten der Rekurs von dem

„ Bürgermeiſter und Gemeinderath , oder eine Be —

„ ſchwerde gegen ſolche an die nächſtvorgeſezte ,

„ und von einem Erkenntniß dieſer Leztern an die

„ höheren Verwaltungs - Stellen nach den beſtehenden

„ und künftigen Verordnungen über Rekurſe zu, “

hier maßgebend ſeyn , indem aus dieſem Paragraphen

hervorgeht , daß nicht die Gerichte , ſondern die Admi —

niſtrativ⸗Behörden , alſo die Bezirks - oder Stadtämter
in erſter Inſtanz , dann die Regierungen , zulezt das

Miniſterium des Innern die competenten Richter in

vorliegendem Falle ſind .

S a7

Das Reſultat dieſer weitläufigen Unterſuchung iſt

nun Folgendes :

Im Civyilrecht findet durchaus kein Uunterſchied



zwiſchen Chriſten und Iſraeliten Statt . Eben f benig
in den ſtaatsbürgerlichen Rechten .

Was dagegen die politiſchen Rechte ana fo

findet fich hier die wichtige Beſchränkung , daß die Iſrae —

liten nicht zu Abgeordneten bei dem Landtag gewählt

werden können .

In Bezug auf gemeindebürgerliche Rechte aber iſt

zu bemerken ,

1 ) Daß Iſraeliten , welche ſich vom Nothandel er —

nähren wollen , ſich im Lande gar nicht niederlaſſen

dürfen .

2 ) Daß , wenn ein Iſraelit an einem Orte , wo bis —

her noch keine Iſraeliten wohnten , das Gemeinde - oder

Schuzbürgerrecht erlangen will , er dazu die Erlaubniß

des Regenten , ſo wie die Einwilligung der Ortsge —

meinde bedarf .

3) Daß es fernerhin wohl noch iſraelitiſche aber

keine chriſtliche Schuzbürger mehr giebt .

Mannheim 1832 ,

Buchdruckerei des katholiſchen Buͤrger - Hoſpitals .
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